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GEMEINDE LANGENMOSEN  -  GMKG. LANGENMOSEN
BEBAUUNGSPLAN   WOHNGEBIET 
"LANGENMOSEN-MITTE 1. ÄNDERUNG"  M. 1:500 

P L A N Z E I C H E N E R K L Ä R U N G

B.    F Ü R  D I E  F E S T S E T Z U N G E N

1.                           Grenze  des  räumlichen Geltungsbereiches  des  Bebauungsplanes (Teile  A und F)
                                    gleichzeitig Umgriff der 1. Änderung betreffend die Ergänzung der Höhen A.20 und C.14

                                    Umgriff der 1. Änderung für das geänderte Plankonzept Parzellen 19 a und 19 b

2.                                 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, hier Bauweise Einzelhäuser, Doppelhäuser,...

3.                   Allgemeines Wohngebiet

4.                                  offene Bauweise gem. § 22 Abs. 1 BauNVO

5.                                  nur Einzelhäuser zulässig mit max. 2 WE

6.                                  Einzel- und Doppelhäuser zulässig: 2 WE je Einzelhaus bzw. 1 WE je Doppelhaushälfte

7.                                  Einzelhäuser und Hausgruppe zulässig: 2 WE je Einzelhaus, 1 WE je Reihenhaus

8.                            zulässige Grundflächenzahl (GRZ), hier 0,35

9.                                  max. zulässige Geschosssflächenzahl (GFZ), hier 0,60

10.                                max. zulässige Zahl der Vollgeschosse, hier 2 Vollgeschosse

11.                                Satteldach / Walmdach / Zeltdach

12.                                Baugrenze; bei Parzelle 17/18 s.a. abweichende Regelung Ziff. E.3.3, 2. Satz!

13.                                Umgrenzung der Flächen für Stellplätze und Garagen: Ga = Garagen; St = Stellplatz

14.                            Straßenbegrenzungslinie / Begrenzung von sonstigen Verkehrsflächen
 
15.                            Verkehrsflächen öffentlich

                                     (Hinweis: 1. Fahrbahn, 2. Grünstreifen/Versickerung/Verkehrsgrün als Schotterrasen-
                                     flächen, 3. Parkpätze/Versickerung/....

                           Unterteilung innerhalb Straßenbegrenzungslinie bzw. Gesamtfläche veränderbar!
                                     Erforderliche Zufahrten zu den Baugrundstücken sind in den Höchstbreiten zulässig

16.                            beschränkt-öffentlicher  Feld- und Waldweg; Zufahrten und Zugänge zu anliegenden 
                                     (Bau-) Grundstücken sind unzulässig.

17.                            Öffentliche Grünflächen mit Zweckbestimmung: Verkehrsgrünflächen
                                
18.                            Private Grünflächen: (Gestaltung Orts- und Landschaftsbild) gleichzeitig Versickerungs-
                                     flächen für unverschmutztes Oberflächenwasser (Planzeichen ö)!  

19.                            zu pflanzende Bäume öffentlich; in der Lage festgelegt, Standort bis zu 3 m veränderbar

                                     zu pflanzende Bäume und Sträucher privat; in der Lage veränderbar

                                     Wandbepflanzung von geschlossenen Garagenflächen, mind. 50% der Wandlänge

20.                                festgelegte max. Höheneinstellung Oberkante Erdgeschossrohfußboden in Metern 
                                     über Normall Null, z.B. 403,50 m üNN 

21.                                 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung, hier Fläche
                                      für die Landwirtschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 a i.V. mit Nr. 10 BauGB) 

22.                                 Versickerungsflächen 

                                      Regenrückhaltemulde zur Abfangung von wild abfließendem Oberflächenwasser südlích

23.                                 Spielplatz  (privat; erforderlich, falls der Geschoßbau mit bis zu 8 WE errichtet wird!)            

Die Gemeinde Langenmosen erlässt aufgrund der §§ 1, 1a, 2 Abs. 1, 9, 10 und 30 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), und aufgrund der Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke BauNVO, in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 BayRS 
2132-1-I, zuletzt geändert durch § 3 G zur Änderung des BaukammernG, des G über das öffentliche Versorgungswesen 
und der Bayerischen Bauordnung vom 24.7.2015, des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998, (GVBl. S. 796), BayRS 2020-1-1-I, zuletzt geändert durch Art. 9a 
Abs. 2 Bayerisches E-Government-Gesetz vom 22.12.2015 ( GVBl. S. 458), und der Verordnung über die Ausarbeitung 
der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung) vom 18.Dezember 1990 (BGBl. 
1991 I S. 58), zuletzt geändert  durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057), diese vom 
Architekturbüro R. Reiser, München, und Landschaftsarchitekt Karl Ecker, Schrobenhausen, gefertigten  
Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan„LANGENMOSEN-MITTE"  als

                                                            S A T Z U N G

D.  H I N W E I S E   D U R C H  T E X T

1 .   Mit Geruchs- und Lärmimmissionen durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstücke
       und Hofstellen ist zu rechnen.
       Aus Gründen des Immissionsschutzes wird für den nördlichen Rand des Baugebietes (= Parzellen Nrn. 17, 18, 19, 20) 
       eine straßenabgewandte Anordnung von Schlafräumen empfohlen, so dass diese über ein Fenster an einer 
       straßenabgewandten Fassade belüftet werden können (betrifft: Schrobenhausener Straße).

2.   Denkmalschutz:  Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von Bauvorhaben zutage kommen, unterliegen der Melde-
       pflicht nach Art. 8 DSchG (Denkmalschutzgesetz). Die archäologische Denkmalpflege macht darauf aufmerksam, dass 
       Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, 
       Klosterberg 8, 86672 Tierhaupten, Tel.: 08271/ 8157/157-0, unverzüglich bekannt gemacht werden müssen.

       Bodendenkmalpflegerische Belange:
       Die Lage des Plangebietes zwischen 2 frühmittelalterlichen Reihengräberfeldern (0-1-7333-0087 und 0-1-7333-0091) 
       lassen im Plangebiet weitere bislang unbekannte frühmittelalterliche Gräber vermuten. Zudem könnten im zwischen 
       Andreaskirche (0-1-7333-0089) und einem abgegangenem Adelssitz (D-I-7333-0090) gelegenen Plangebiet Reste des 
       mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Siedlungskerns zu finden sein. Bodeneingriffe jeglicher Art werden in jedem Falle
       einer vorherigen Erlaubnis bedürfen ( § 9 Abs. 6 BauGB ).

C.   F Ü R  D I E  H I N W E I S E  D U R C H  P L A N Z E I C H E N

1.                           bestehende Flurstücksnummern, hier 268, Gemarkung Langenmosen

2.                           bestehende Flurstücksgrenzen

3.                           entfallende Grundstücksgrenzen 

4.                           vorschlagene Grundstücksteilungen

5.                                 Maßzahlen in Metern, z.B. 6 m, 15 m 

6.                                  lfd. Parzellen-Nr. 

7.                                  vorgeschlagene Gebäude

8.                                  bestehende Bäume (außerhalb Geltungsbereich)

9.                                 Vorschlag Garagenstandort, Garagen- und Stellplatzstandort

10.                                vorgeschlagene Pflasterflächen (hier Zufahrt Sammelgaragen)

11.                                Höhenlinien in Meter

12.                                Parkplatz(öffentlich)

13.                                Zufahrt  

14.                                geplante Höhenlage der Erschließungsstraße lt. tiefbautechnischer Planung

3.    Wasserwirtschaftliche Auflagen (Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten)
       Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies ist besonders im Bauzustand 
       zu beachten.
       Eine Versiegelung der Geländeoberflächen ist soweit möglich zu vermeiden.
       Es gilt das  Versickerungsgebot, sofern der Untergrund entsprechende Durchlässigkeiten aufweist und ein ent-
       sprechender Grundwasserflurabstand gegeben ist. Sollte eine Versickerung nicht möglich sein, so ist dies durch
       entsprechende Nachweise zu belegen. Eine Versickerung des Regenwassers  darf ausschließlich über unbelasteten 
       Untergrund erfolgen. Das von Dachflächen  und sonstigen befestigten Flächen abfließende Niederschlagswasser  
       der Baugrundstücke  ist grundsätzlich auf den Grundstücken breitflächig zu versickern. Einer linienförmigen (Rigolen)
       oder punktförmigen Versickerung (Sickerschacht) kann nur dann zugestimmt werden, wenn der Nachweis geführt 
       wird, dass eine flächige  Versickerung nicht möglich ist. 

       Das Niederschlagswasser  von den öffentlichen Fahr- und Park-/Stellfächen  ist unter Beachtung des DWA-Merk-
       blattes M 153 ebenfalls möglichst über belebte Bodenzonen  (z. B. Muldenversickerung) breitflächig zu versickern.
       Grundsätzlich sind alle Versickerungsanlagen nach dem Regelwerk der DWA, Arbeitsblätter M 153 (Stand August 
       2007) und Arbeitsblatt A 138 (Stand April 2005) zu bemessen. Des Weiteren sind gegebenenfalls  noch die ATV-
       Arbeitsblätter A 117, A 118 und A 166 zu berücksichtigen. Auf die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung   
       (NWFreiV), bzw. die Änderung zum 11.09.2008 und die entsprechenden aktualisierten Technischen Regeln 
       (TRENGW und TRENOG) dazu, wird hingewiesen. Bei Nutzung des Niederschlagswassers wird auf die Anzeigepflicht 
       gemäß § 13 Abs. 3 Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkwV 2001) hingewiesen.

       Alle Bauvorhaben sind an die öffentliche Trinkwasseranlage anzuschließen.
       Alle Bauvorhaben sind an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen.
       Gebäudedränagen dürfen am Abwasserkanal nicht angeschlossen werden.

       Die erforderlichen Maßnahmen sind durch einen fach- und sachkundigen Sachverständigen (Bereich Bodenschutz)
       in Abstimmung mit dem  Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt festzulegen, die notwendigen Untersuchungen durch-
       zuführen, die fachgerechte  Ausführung zu überwachen sowie die gewerteten Ergebnisse in einem Bericht 
       zusammen zufassen, der dem Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen und dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt 
       zeitnah und unaufgefordert  vorzulegen ist. Kontaminiertes Aushubmaterial  ist in dichten Containern oder auf befestigter 
       Fläche mit vorhandener Schmutzwasserableitung  zwischen zu lagern, zu untersuchen und nach  Vorliegen der  Unter-
       suchungsergebnisse ordnungsgemäß zu entsorgen.

       Eine  Versickerung des Niederschlagswassers über belastete Auffüllungen ist nicht zulässig. 
       Kontaminierte Auffüllungen  im Bereich von evtl. geplanten  Versickerungsanlagen sind entsprechend den Sicker-
       wegen vollständig auszutauschen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Die ZO-Werte der LAGA-Boden sind dabei 
       einzuhalten. Dies ist durch Sohl- und Flankenbeprobungen  zu belegen. Der Parameterumfang  ist mit dem 
       Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt  im Vorfeld abzustimmen.
       Als Auffüllmaterial  darf nur schadstofffreies Material (z. B. Erdaushub, Sand, Kies usw.) verwendet werden.
       Falls der Einbau von Recycling-Bauschutt  aus aufbereitetem Bauschutt und Straßenaufbruch in technischen 
       Bauwerken fur  den Erd-, Straßen- und  Wegebau geplant ist, sind die Vorgaben des Leitfadens „Anforderungen  
       an die Verwertung von Bauschutt  in technischen Bauten" vom 15. Juni 2005 zwingend zu beachten.

4.     Energie und Klimawandel: Ausdrücklich wird für die neu zu erstellenden Bauwerke der Einsatz von regenerativen 
        Energiequellen (z.B. für Sonnenkollektoren, Wärmepumpen, Photovoltaik) und energiesparende Bauweisen (z.B. 
        Niedrigenergiebauweise, verbesserte Dämmung) empfohlen. Auf die rechtsverbindlich einzuhaltenden Anforder-
        ungen des Gesetzes zur Förderung erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärme-
        Gesetz-EEWärmeG, wird ausdrücklich hingewiesen).        
        Für die Hauptgebäude ist durch geeignete Maßnahmen ein Niedrigenergiestandard anzustreben, damit der max. 
        Heizenergiebedarf von 55 kWh pro qm Wohnfläche im Jahr nicht überschritten wird. Darüber hinaus soll ein mög-
        lichst hoher Anteil von regenerativen Energien beim Wärmebedarf angesteuert werden. 

5.     Die Grenzabstände bei Bepflanzungen neben landwirtschaftlich genutzten Flächen sind laut Ausführungsgesetz 
        zum Bürgerlichen Gesetzbuch (AGBGB), Art. 48, einzuhalten. Weiterhin ist die Bepflanzung regelmäßig zurückzu-
        schneiden, damit die Bewirtschaftung der Flächen durch Landwirte auch zukünftig problemlos gewährleistet ist.

6.    Für die Parzellen 17 und 18 sind die Abfallgefäße an zur Einmündung der Erschließungsstraße  westlich
       am Tage der Abholung bereit zu stellen.

7.    Bei der Bayernwerk Netz GmbH dürfen für Kabelhausanschlüsse nur marktübliche Einführungssysteme, welche bis
       mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Prüfnachweise sind vorzulegen.

8.   Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes/Teilfläche ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis
      gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 
      Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

E.   F E S T S E T Z U N G E N  D U R C H  T E X T
1.       Art der baulichen Nutzung
1.1     Das im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegende Bauland wird als Allgemeines Wohngebiet (WA)
          im Sinne des § 4 Baunutzungsverordnung - BauNVO - festgesetzt. 
1.2     Die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Nutzungen sind nicht zulässig.

2.       Maß der baulichen Nutzung, Mindestgrundstücksgrößen
2.1     Im Geltungsbereich sind entweder 2 Vollgeschosse bis zur Traufe zulässig, oder aber Erdgeschoss und 
          ausgebautes Dachgeschoss, wobei das Dachgeschoss auch ein Vollgeschoss sein kann.
          Auf Parzellen 19a/ 19b sind bei Errichtung eines Einzelhauses für geförderte Wohnungen nach Bayer. 
          Wohnraumförderungsgesetz (BayWoFG) acht Wohneinheiten zulässig.
2.2     Die Grundflächenzahl (GRZ) für Bebauungen mit zwei Vollgeschossen beträgt 0,35. Für Parzelle 19a,b ist

          eine GFZ von max. 0,70 dann zulässig, wenn eine Geschosswohnanlage bis zu max. 8 WE errichtet wird, 
          ansonsten wie auf den anderen Parzellen nur 0,60.
          Durch die Grundflächen gem. § 19 (4) BauNVO wie Garagen, offene Stellplätze sowie deren Zufahrten 
          darf eine GRZN von 0,60 nicht überschritten werden.
2.3     Die Geschossflächenzahl (GFZ) beträgt für 2 Vollgeschosse max. 0,60; auf die abweichende Regelung in 
          Ziff. 2.2 wird hingewiesen.
2.4     Die Mindestgröße der Baugrundstücke beträgt für Einzelhäuser 425 qm, für Doppelhaushälften 300 qm. 

3.       Bauweise, Grenzabstände, Abstandsflächen
3.1     Hauptgebäude und Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen und der dafür festgelegten Flächen
          zulässig, Stellplätze auch außerhalb, nicht jedoch in den Eingrünungsflächen gem. B.17 und B.18.
3.2     Nebengebäude und Gartengerätehäuschen sind bis zu 20 qm Grundfläche und bis zu 3,50 m Firsthöhe

          auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, nicht jedoch in den privaten Eingrünungsflächen; die max.
          Gebäudelänge darf 5 m dabei nicht überschreiten.
          Im Vorgartenbereich, das ist der Raum zwischen Straße und straßenseitiger Baugrenze, sind
          Nebengebäude und Gartengerätehäuschen, ausgenommen Fahrradabstellplätze, unzulässig.
3.3     Die Abstandsflächen der Bayerischen Bauordnung sind einzuhalten. 
           Abweichend davon erfolgt auf Parzellen 17/18 bei Errichtung eines Dreispänners mit einer max. Hauslänge
           von 18 m eine Abstandsflächenübernahme mit einer Tiefe bis zu 2 m für die über 16 m hinausgehende 
           Hauslänge (gerechnet ab Westgiebel), beginnend von der östlichen Grundstücksgrenze auf dem 
           dienenden Grundstück (Nr. 19 b). Des Weiteren sind die Festsetzungen des Bebauungsplans einzuhalten. 

4.       Gestaltung der Gebäude (Hauptgebäude einschließlich Garagen und Nebengebäude)
4.1     Dächer
4.1.1  Die Gebäude bei Eingeschossigkeit bis zur Traufe sind mit symmetrischen Satteldächern und einer Dach-
          neigung von 38° - 45° zu bauen. Garagen und Nebengebäude dürfen von der Dachform (Pult- und Flach-
          dach) und Dachneigung abweichend zum Hauptgebäude, jedoch nicht steiler, errichtet werden. 
          Nebenfirste sind zulässig bis max. ein Drittel der Gebäudelänge; sie sind mit einem Giebel abzuschließen 
          und müssen mind. 1,00 m unter dem Hauptfirst bleiben.
          Dachgauben sind in Form von Schlepp- oder Satteldachgauben mit senkrechten Wänden oder als Drei-
          ecksgauben zulässig. Ihre Breite darf insgesamt ein Drittel der Hauptdachlänge nicht überschreiten; bei
          Realisierung von Nebenfirst und Dachaufbauten darf max. 2/3 der Hauslänge nicht überschritten werden.
          Der Verlauf des Gebäudefirstes muss über die Gebäudelängsseite erfolgen.
4.1.2  Die Gebäude mit Zweigeschossigkeit bis zur Traufe sind mit Walm- oder Zeltdächer und symmetrischen

          Satteldächer mit einer Dachneigung von 18 - 27° zu bauen. Zwerchgiebel und Dachaufbauten (Dach-
          gauben) sind unzulässig.
          Dachüberstände sind nur in dem konstruktiv erforderlichen Maß bis zu 60 cm zulässig. 
          Garagen und Nebengebäude dürfen von der Dachform (Pult- und Flachdach) und Dachneigung
          abweichend zum Hauptgebäude, jedoch nicht steiler, errichtet werden. 
4.1.3  Die Dacheindeckung wird mit naturroten, rotbraunen, grauen und anthraziten Dachziegeln oder Dach-
          steinen festgesetzt. Für Flachdachgaragen oder flache Pultdächer bei Nebengebäuden und Garagen und
          erdgeschossige Anbauten sind Abweichungen vom Dacheindeckungsmaterial zulässig.
4.1.4  Nicht zulässig sowohl bei Sattel-, als auch bei Walm- oder Zeltdächern sind Dacheinschnitte (negative
          Dachgauben) und schräg laufende Ort- und Traufgänge.
4.1.5  Flachdächer über dem Erdgeschoss sind nur zulässig in Verbindung mit Dachterrassen und Balkonen. 

          Flachdächer und Pultdächer werden auch für erdgeschossige Eingangsbereiche, Wintergärten,       
          Terrassenüberdachungen und untergeordnete Anbauten wie Erker zugelassen.
           Ansonsten sind Flachdächer und Pultdächer unzulässig.
4.1.6  Aus gestalterischen Gründen sind aufgeständerte Anlagen für Sonnenkollektoren/Photovoltaik unzulässig.
4.2     Außenwände in Holz-Blockbauweise mit runden Stämmen sind unzulässig.

5.       Höhen der Gebäude
5.1     Bezugspunkt für die Bestimmung der Wand- und Firsthöhen ist die festgesetzte Höhe gem. Ziff. B.20
           (= Oberkante Erdgeschossrohfußboden).
5.2     Wandhöhen und Firsthöhen
          Als maximale Wandhöhe über dem Bezugspunkt werden festgesetzt:
          für Satteldächer und eingeschossig bis zur Dachtraufe:           Wandhöhen (WH)           4,00 m
                                                                                                             Firsthöhe (FH)              10,00 m
          für Satteldächer, Walm- und Zeltdächer zweigeschossig 
          bis zur Dachtraufe:    Wandhöhen (WH)          6,50 m
                                                                                                              Firsthöhe (FH)              10,00 m     
          Hinweis:  Als Wandhöhe gilt das Maß von dem Bezugspunkt (s. Ziff. 5.1) bis zum Schnittpunkt der
          Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand gemessen an der Wandaußenseite.

6.       Geländeveränderungen
          Das natürliche Gelände ist zu erhalten. Geländeveränderungen sind nur in dem unbedingten Umfang 
          zulässig, wobei dann der Geländeverlauf großflächig dem natürlichen Gelände anzupassen ist. Stütz-
          mauern sind nicht zulässig.
          Abgrabungen, die ein sichtbares Untergeschoss ermöglichen, sind unzulässig; Geländeeinschnitte, 
          wie z.B. Garagenzufahrten ins Kellergeschoss sind ausgeschlossen.

7.       Einfriedungen und Versorgungsleitungen
7.1     Einfriedungen an den öffentlichen Verkehrsflächen sind als Holz- oder Metallzäune zu errichten.
7.2     Für die Grenzen zwischen den Grundstücken und zum Außenbereich sind neben den in Nr. 7.1 

          genannten Zäunen auch Maschendrahtzäune zulässig.
7.3     Die Oberkante des Zaunes darf eine Höhe von 1,0 m über Gelände nicht überschreiten gem. 7.1 und 7.2.
7.4     Zaunsockel sind nur zulässig, wenn sie bodeneben sind. 
7.5     Kabelverteilerschränke sind so auf den Grundstücken aufzustellen, dass ihre Vorderseite bündig mit 
          der Einfriedung abschließt.
7.6     Alle Ver- und Entsorgungsleitungen (auch: Telekommunikationsleitungen) sind unterirdisch zu verlegen.

8.       Stellplätze für Pkw, Zufahrten, befestigte Grundstücksflächen
8.1     Je Wohneinheit sind mind. zwei Stellplätze / Garagen vorzusehen, davon mindesten 50% in Garagen.
          Abweichend davon ist auf Parzelle 19 bei Errichtung von neu errichteten geförderten Wohnungen nach 
          BayWoFG pro Wohnung 1 Stellplatz erforderlich.
          Der Mindestabstand von Garagentoren zum Rand der öffentlichen Verkehrsfläche muss 5,0 m betragen,
          wobei eine Fläche von 5,0 m x 5,0 m zur anliegenden Erschließungsstraße hin nicht eingefriedet werden 
          darf. Zufahrten dürfen max. 6 m breit sein.          
8.2     Befestigte Flächen sind so zu gestalten, dass das Regenwasser dem Untergrund zugeführt wird.
          Asphaltierte Flächen auf den Grundstücken sind nicht zulässig. 
          Flächen von mehr als 30 qm sind nur in begrünter Form zu gestalten (Schotterrasen, Rasenpflaster und
          Rasensteine mit mind. 30% Fugenanteil).

9.       Grünordnung

9.1     Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern:  Es sind vorwiegend Laubgehölze zu verwenden. Dabei sind
          insbesondere die folgenden Bäume und Sträucher zu verwenden:

9.1.1   Pflanzliste 1: Bäume
     Hochstamm 3x verpflanzt mit Drahtballen, Stammumfang (STU) 12 - 14 cm, 

           für Obstbäume: Hochstamm 2 x verpflanzt 10 - 12 cm.
           Acer campestre Feldahorn (auch in Sorte)
           Carpinus betulus Hainbuche
           Juglans regia Walnuss
           Prunus avium Vogelkirsche (auch in Sorte)
           Sorbus aucuparia Vogelbeere (auch in Sorte)
           Sorbus aria Mehlbeere
           Tilia cordata Winterlinde (auch in Sorte)
           Obstbäume robuste, gebietstypische Sorten als Hochstamm
           sowie Arten aus Pflanzliste 3

9.1.2   Pflanzliste 2:  Sträucher
Verpflanzter Strauch, 3 Triebe, Höhe 60-100 cm, Pflanzabstand 1,25 m x 1,25 m 
Cornus mas Kornelkirsche
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Weißdorn
Frangula alnus Faulbaum
Salix caprea Salweide
Sambucus nigra Holunder
Syringa vulgaris Flieder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

           Rosa spec. Robuste gebietsheimische Strauchrosen

9.1.3  Pflanzliste 3: Bäume für Straßenbegleitgrün
Hochstamm 3x verpflanzt mit Drahtballen, Stammumfang (STU) 14 - 16 cm;
Acer campestre Feldahorn (auch als Sorte, z.B. „Elsrjik“)
Crataegus lavallei Apfeldorn
Carpinus betulus Hainbuche ((auch als Sorte, z.B. „Fastigiata“)
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche (auch als Sorte, z.B. „Edulis“)
Sorbus thuringiaca Thüringische Mehlbeere
Ostrya carpinifolia Hopfenbuche
Prunus avium Vogelkirsche (auch als Sorte)
Prunus padus “Tieffurt” Traubenkirsche ”Schloss Tieffurt”
Pyrus calleryana Zier-Birne, Chin. Birne (*nicht am Ortsrand)
Malus Hybriden Zier-Apfel (*nicht am Ortsrand)
Tilia cordata Winterlinde (auch als Sorte, z.B. „Rancho“)

9.1.4  Die Anzahl der im öffentlichen und privaten Bereich dargestellten Einzelbäume ist mind. einzuhalten. 

9.1.5  Die auf der Grundlage dieser Festsetzungen gepflanzten Gehölze sind zu erhalten und zu pflegen. 
          Beschädigte oder ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen. Dabei sind die Regelungen gemäß 
          Nachbarschaftsrecht zu beachten. Durch bedarfsgerechte Pflege sind Beeinträchtigungen angren-
          zender landwirtschaftlicher Nutzflächen zu verhindern.

 9.2  Öffentliche Grünflächen
        Am Ostrand des Aitlingweges sowie im Verkehrsbegleitgrün innerhalb Wohngebiets sind Bäume gemäß
   Pflanzliste 3 im dargestellten Umfang zu pflanzen. Soweit erforderlich sind die Bäume gegen das 

  Anfahren durch Fahrzeuge zu schützen.

9.3    Private Eingrünungsflächen und nicht überbaubare Grundstücksflächen
         Die privaten Eingrünungsflächen am Südrand des Geltungsbereichs sind auf 75 % ihrer Länge, 
         jene am Westrand des Geltungsbereichs auf 60 % ihrer Länge mit Hecken aus Sträuchern gemäß 
         Pflanzliste 2 mit dem dort angegebenen Pflanzabstand zu bepflanzen. Bäume gemäß Pflanzliste 1
         sind im dargestellten Umfang in die Hecken einzubringen. 

   Diese begrünten Ortsränder sind dauerhaft als solche zu erhalten. 
   Innerhalb des Grünstreifens am Südrand des Geltungsbereichs sind Wiesenmulden zur Rückhaltung
   und (partiellen) Versickerung von potenziell abfließendem Oberflächenwasser auszubilden und 
   dauerhaft funktionfähig zu erhalten.

         Auf den Baugrundstücken, die nicht am Süd- bzw. Westrand des Geltungsbereichs liegen, sind pro
         vollendeter 250 qm Grundstücksfläche mindestens 3 Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu 
         unterhalten.

9.4    Hecken:  Geometrisch wirkende Hecken (sogenannte Formhecken) sowie jede Art schematischer
         Bepflanzung sind unzulässig. Auf ein naturnahes Erscheinungsbild vor allem bei den Randbe-
         pflanzungen ist zu achten. 

F.    AUSGLEICHSFLÄCHEN MIT DEN GELTUNGSBEREICHEN B, FL.NR. 554 (TF.), C, FL.NR. 3794 
       UND D, FL.NR. 4917 (TF.), JEWEILS GEMEINDE UND GMKG. LANGENMOSEN

  Für die vorgesehenen Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild sind unter Anwendung des Leitfa-
       dens zur Eingriffsregelung des Bayerischen Umweltministeriums  3.992 m2 Ausgleichsflächen erforderlich.
       Sie werden extern auf der Fl.Nr. 554 (TF.), 3794 und 4917 (TF.), Gmkg. Langenmosen 
       nachgewiesen. 
       Die in Geltungsbereich A als Kompensationsmaßnahmen geplanten Pflanzmaßnahmen sind spätestens
       in der Pflanzperiode nach Realisierung der Erschließungsanlagen durchzuführen.

A.  Planzeichnung

Hinweis:  Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung (= Ziffer A), den Festsetzungen durch Planzeichen (= Ziffer B), den Hin-
weisen durch Planzeichen (= Ziffer C) den Hinweisen durch Text (= Ziffer D), Textliche Festsetzungen (= Ziffer E), den zugeordneten 
Ausgleichsflächen F.1 - F.3, und den Verfahrensvermerken und der Begründung mit dem Umweltbericht. 

Übersichtsluftbild Langenmosen mit rot eingefärbten Bodendenkmälern; Quelle: bayern denkmal atlas

F.2   Ausgleichsfläche mit dem Geltungsbereich C, Fl.Nr. 3794,  Gmkg. Langenmosen

F.3   Ausgleichsfläche mit dem Geltungsbereich  D, Fl.Nr. 4917 (Tf.),  Gmkg. Langenmosen

F.1   Ausgleichsfläche mit dem Geltungsbereich B, Fl.Nr. 554 (Tf.),  Gmkg. Langenmosen
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V E R FA H R E N S V E R M E R K E

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 10.12.2019 die 1. Änderung des Bebauungsplans im 
     vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB beschlossen, 
     Der Aufstellungs-Änderungsbeschluss wurde am 17.02.2020 ortsüblich bekannt gemacht.

2.  Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß  § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB für den Vorentwurf der
     Änderung in der Fassung vom  07.01.2020 hat in der Zeit vom 25.02.2020  bis 26.03.2020 stattgefunden.

3.  Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gem. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB 
     mit Schreiben vom 14.02.2020 mit Frist bis zum 26.03.2020 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

4. Die Gemeinde Langenmosen hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 07.04.2020  die Bebauungsplan-
     änderung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  07.01.2020, redaktionell ergänzt am 
     07.04.2020, als Satzung beschlossen.
        
     Ausgefertigt am:

 ................................................... den ..............................
          Gemeinde Langenmosen

...................................................      ............................................................
                      (Siegel)                               Mathilde Ahle, Erste Bürgermeisterin

5. Der Satzungsbeschluss wurde am ..........2020 gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, sowie 
Abs. 4 und § 215 Abs. 1 BauGB wurde hingewiesen.

Der Bebauungsplan einschließlich Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Verwaltungsgemeinschaft Schrobenhausen / Gemeinde Langenmosen zu jedermanns Einsicht bereit 
gehalten und über dessen Inhalt Auskunft erteilt.

..............................................  den .........................
      Gemeinde Langenmosen

...................................................       ............................................................
                      (Siegel)                            Mathilde Ahle, Erste Bürgermeisterin

1. Änderung des Bebauungsplans "Langenmosen-Mitte" im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB 
Die Gemeinde Langenmosen erlässt aufgrund der §§ 1, 1a, 2 Abs. 1, 9, 10 und 13 Baugesetzbuch (BauGB) sowie aufgrund 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) des Art. 23 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO)  und der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des 
Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV), Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts, jeweils in der zum Satzungszeitpunkt gültigen Fassung, diese vom Architekturbüro R. Reiser, München,  und 
Landschaftsplanugnsbüro K. Ecker, Schrobenhausen, gefertigte 1. Bebauungsplanänderung als  

                                                      SATZUNG

1.  Änderung:  Der Planteil des Bebauungsplans "Langenmosen-Mitte" in der Fassung vom 19.03.2019 wird im 
     abgegrenzten Bereich  durch den nebenstehenden Planteil in dessen Geltungsbereich ersetzt, der übrige 
     Planteil wird durch die Roteintragungen der Gebäude- und Straßenhöhen aufgrund der aktualisierten 
     tiefbautechnsichen Planung ergänzt. 

     Der Bebauungsplan „Langenmosen-Mitte/ 1. Anderung " ersetzt den Bebauungsplan „Langenmosen-Mitte" 
     (Fassung vom 19.03.2019, rechtskräftig seit 07.05.2019) vollständig. Etwaige Gutachten sowie die Begründung 
     einschließ/ich Umweltbericht zum Ursprungsbebauungsplan bleiben in ihrer Wirksamkeit erhalten.

Katastergrundlage: 
Digitale Flurkarte Gemarkung  Langenmosen  / Stand: 2018
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